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Die verfehlte Wohnungspolitik  
der rot-rot-grünen „Gestaltungsmehrheit“

Von Konsistenz und Qualität keine Spur

F
Stadtrat Ingo Flemming, wohnungspolitischer Sprecher
E-Mail: flemming@dresden-cdu.de

FStadtrat Peter Krüger, finanzpolitischer Sprecher
E-Mail: krueger@dresden-cdu.de

Dresden im Jahr 2016:
Einige Jahre sind vergangen, seit die Linke 

sich nach dem „WOBA-Desaster“ gespalten 
hat. Die damaligen „Realos“ sind mittler-
weile v.a. altersbedingt aus der Politik aus-
geschieden, die verbliebenen Reste der Lin-
ken haben sich radikalisiert, sind stramme 
„Fundis“ – und seit Jahren poltern sie ge-
gen die „wohnungspolitischen Verwerfun-
gen des kapitalistischen und von Heuschre-
cken dominierten Marktes“. Dresden sei 
eine Hochburg für Miet-Haie und Immobi-
lienspekulanten. Dass der Wohnungsmarkt 
des 21. Jahrhunderts in einer Großstadt, 
die seit Jahren beständigen Bevölkerungs-
zuwachs zu verzeichnen hat und höchst at-
traktiv ist, nicht mehr auf einem Mietpreis-
niveau aus den 70ern bzw. „der guten alten 
DDR-Zeit“ zu halten ist, wird realitätsfern 
und ideologisch verbrämt ausgeblendet. 
Und so redet man öffentlichkeitswirksam 
eine angebliche Wohnungsnot sowie einen 
vermeintlichen Vermietermarkt herbei und 
plant windige Finanzkonstrukte zur Wieder-
gründung einer WOBA.

Dresden im Jahr 2006:
Vor 10 Jahren hat der Stadtrat mit 40 

Ja- zu 29 Nein-Stimmen (bei einer Ent-
haltung) die städtische Wohnungsgesell-
schaft WOBA an ein großes Immobilien-
unternehmen verkauft. Neben CDU- und 
FDP-Fraktion, die allein keine Mehrheit er-

reicht hätten, waren es mehr als die Hälfte 
der Mitglieder der damaligen PDS-Fraktion, 
die diesen Beschluss mittrugen. Dresden 
erlangte damals bundesweite Berühmtheit 
als erste schuldenfreie deutsche Großstadt. 
In den Folgejahren standen uns pro Jahr 
70 Mio. € Euro zur Verfügung, die ansons-
ten als Zinsschulden an die Gläubiger hät-
ten fließen müssen. Mit diesen Summen 
haben wir in den vergangenen 10 Jahren 
viel erreicht – Straßen, Brücken, Schulen, 
Kitas, Sportanlagen, und so weiter und so 
fort; Dresden konnte mit dem Verkauf der 
WOBA saniert werden. Wohnungsgenos-
senschaften und private Investoren haben 
viel Geld in die Hand genommen, um den 
Dresdner Wohnungsbestand fast vollstän-
dig zu renovieren – und wie vieles ist auch 
das Wohnen in unserer attraktiven Stadt 
teurer geworden. Allerdings liegt diese Teu-
erung im Verlauf der vergangenen 15 Jahre 
nicht über der durchschnittlichen Steige-
rung der Einkommen und Altersrenten.

Trotzdem fand sich innerhalb der vor-
anliegenden Jahre eine unheilige Allianz 
spätsozialistischer und linksgrüner Stadt-
räte, deren oberstes Ziel es war und ist, ei-
nen funktionierenden Wohnungsmarkt zum 
Spielplatz eines „überhitzten Raubtierkapi-
talismus“ zu erklären – und große Teile der 
Dresdner Lokalpresse, in Zeiten des medi-
alen Strukturwandels lechzend nach Ge-

schichten, schrieb fleißig mit an der Mär 
vom kleinen Mann, der seiner Familie trotz 
härtester Arbeit keine angemessene Woh-
nung mehr bieten könne.

Zur Kommunalwahl 2014 schließlich ge-
lang der Coup – nach Jahren des Aufbau-
schens eines funktionierenden Wohnungs-
markts zum Markt des Wohnungsmangels, 
konnte Rot-Rot-Grün eine Mehrheit im 
Dresdner Stadtrat erlangen; und sofort hieß 
es, man werde bis zu 20.000 kommunale 
Wohnungen neu schaffen – als wohnungs-
politisches „Jahrhundertprojekt“.

Seitdem sind nun zwei ganze Jahre ver-
gangen; und RRG hat in dieser Zeit außer 
heißer Luft nichts zum Thema Wohnungs-
bau vollbracht. Dies ist für die selbster-
nannte „Gestaltungsmehrheit“ eine frei-
lich sehr ärgerliche Angelegenheit – zumal 
zum zweijährigen „Jubiläum“ der Koope-
rationsvereinbarung zwischen Linken, SPD 
und Grünen. Doch wenn Linke eines schon 
immer gut konnten, dann ist es Symbolpo-
litik: Und so legt man nach zwei Jahren Un-
tätigkeit einen in einer Sondersitzung durch 
den Finanzausschuss (interessant: Bau- und 
Sozialausschuss waren NICHT beteiligt) ge-
jagten Antrag vor, die Krönung des Ganzen 
ist der absurde Titel: „Wohnungsbau sofort 
beginnen“ – angesichts der skizzierten Vor-
geschichte ein Witz.



Der Antrag bzw. das „Konzept“ ist wie er-
wartet weitgehend inhaltsleer und weit ent-
fernt von den vollmundigen Versprechun-
gen aus dem Wahlkampf - das Ergebnis von 
zwei Jahren intensiven Nachdenkens heißt: 
Die STESAD soll 800 Wohnungen bauen. 
Sind schon 20.000 Wohnungen bei einer 
Kenngröße von ca. 300.000 Haushalten in 
Dresden kein sonderlich marktrelevanter 
Wert (6,6 %) – so sind es die 800 Wohnun-
gen erst Recht nicht (0,26 %). Wenn RRG 
die Geschwindigkeit und Qualität ihrer Ar-
beit so beibehält, wird für das „Jahrhundert-
projekt“ wahrscheinlich wortwörtlich diese 
Zeit benötigt.

Freilich könnte man noch etwas ge-
nauer hinschauen. Dann ließe sich feststel-
len, dass RRG in den letzten zwei Jahren 
nicht nur kein Wohnkonzept auf die Beine 
gestellt, sondern vielmehr noch sinnvolle 
Wohnungsbauprojekte verhindert hat: Er-
innert sei allein an das Areal der Hafencity, 
erinnert sei auch an den jüngsten Beschluss, 
den Verkauf städtischer Grundstücke an un-
sere Wohnungsgenossenschaften zu ver-
hindern – also an genau die, die sich mit 
Wohnungsbau auch wirklich auskennen und 
am Markt bereits wichtige Akteure sind. 
Stattdessen wird nun der Beschluss gefasst, 
ein paar Hundert Wohnungen für min. 200 
Mio. € (ca. 50 Mio. Grundstücke + min. 150 
Mio. € Baukosten) städtischen Geldes zu 
bauen – ein Abenteuer mit völlig unsiche-
rem Ausgang und fragwürdiger Finanzie-
rung. Insbesondere die 50 Mio. € werden 
wegen des nicht mehr möglichen Verkaufs 
schmerzhaft in den kommenden Haushal-
ten der Stadt fehlen. Verantwortungsvolle 
Politik ist das keinesfalls.

Zudem: Aus den ehemals angekündig-
ten 4,00-5,00 € Miete pro Quadratmeter 
sind mittlerweile 7,00 € geworden – unter 
der Voraussetzung einer enormen Kom-
forteinschränkung. Ein vernichtendes Ur-
teil erzielte jüngst ein von der Stadt in Auf-
trag gegebenes Gutachten renommierter 
Rechtsanwälte und Wirtschaftsprüfer für 
das Schollbachsche Wahnwitzprojekt der 
„Neuen Woba“: Laut Gutachten lauert hier 
eine Millionenfalle. Allein in den ersten 10 
Jahre müsste die Stadt über 30 Mio. € zu-
schießen, da die neue Woba ihre Ausgaben 

nicht durch Mieteinnahmen refinanzieren 
könne – und da wurde bereits mit 7,00 € 
gerechnet. 

Zudem sind mittlerweile ja Einzelheiten 
zur Ausgestaltung der geplanten Wohn- 
ungen bekannt: keine Keller, keine Balkone, 
keine Aufzüge und Kinderzimmer mit 8,5 m² 
-  und für diese „Qualität“ soll dann der von 
RRG als so sozial angesehene Kaltmietpreis 
von 7,00 € pro Quadratmeter aufgerufen 
werden. Welcher „Bedürftige“ dort einzie-
hen soll, hat RRG noch nicht verraten. Bei 
den Dresdner Wohnungsgenossenschaften 
liegt die derzeitige Durchschnittsmiete üb-
rigens bei 5,50 €!

Die Kernaussage bleibt also: Die Stadt, 
oder eben auch eine städtische Wohnungs-
baugesellschaft, kann NICHT preiswerter 
bauen, als es private Investoren tun – sie hat 
im Vergleich aber einen gewaltigen Nach-
teil: Die defizitären Zahlen müssen, da die 
Verantwortung bei der Stadt liegt, von der 
öffentlichen Hand beglichen werden. Zu-
schüsse und Verschuldung sind die Folge – 
all das haben verschiedenste rote und grüne 
Politiker in den letzten Jahren immer und 
immer wieder abgestritten. Jetzt bestätigen 
sich die Befürchtungen, die wir wiederholt 
vorgetragen haben. 

„Bezahlbares Wohnen für Alle“ war der 
Slogan der Linken, unter dessen Deckman-
tel nun deren windiges Konstrukt des kom-
munalen Wohnens firmiert. Neidlos muss 
dabei zugestanden werden: Dieser Slo-
gan war und ist schlichtweg genial – denn 
freilich kann dagegen keiner sein und ist 
auch niemand: Wer will denn unbezahl-
bares Wohnen? Logisch – niemand! Wir 
alle wollen bezahlbar wohnen und weder 
eine CDU, noch eine FDP noch die stets 
von Links beschworenen „Miet-Haie“ und 
„Immobilienspekulanten“ haben Interesse 
an unbezahlbarem Wohnen. Denn wenn 
Wohnen unbezahlbar wird, baut niemand 
mehr Häuser, kauft niemand mehr Immobi-
lien und mietet niemand mehr Wohnraum. 
Freilich muss Wohnen bezahlbar sein – da-
her ist dieser Formulierungstrick von Links 
so einfach wie genial. Er führt die Diskus-
sion an der Stelle aber eben auch nach Ab-
surdistan. 

Denn bei dem, wie vor allem die Linken 
um Genosse Schollbach sich dies vorstel-
len, wird es eben reichlich schwierig: Deren 
Logik ist: Die Mieten steigen, bauen wird 
teurer – wir brauchen wieder mehr kom-
munale Wohnungen. Und da, wie oben ge-
schildert, aber auch Vater Staat Wohnungen 
nicht herbeizaubern kann, sondern diese 
bauen oder bauen lassen muss, dies aber 
nicht entgegen der Marktpreise tun kann, 
heißt es eben: Der Steuerzahler soll es stem-
men! Denn nichts anderes geschieht, wenn 
der Baupreis von Wohnungen teurer ist, als 
schließlich über die Mieteinnahmen erzielt 
werden kann – das bleibt in jeder noch so 
rosafarbenen Welt ein Minusgeschäft, und 
dieses Minus muss die Stadt als Bauherr 
füllen: Mit Zuschüssen, für die Kredite und 
Verschuldung dann die Konsequenz sind, 
für die wir alle als Steuerzahler das ruinöse 
Konstrukt einer „Neuen Woba“ bezahlen 
müssen bzw. müssten.

Noch ist das Kind nicht in den Brun-
nen gefallen! Noch wäre Zeit, die richtigen 
Schlüsse zu ziehen! Verantwortungsvolle 
Politik ist von den Linken nicht zu erwar-
ten – lieber wird ein Projekt mit voller Fahrt 
gegen die Wand gehämmert, als Fehler zu-
zugeben und sich zu korrigieren. Doch was 
ist mit den Juniorpartnern der rot-rot-grü-
nen Kooperation - der SPD und den Grü-
nen? Ohne bzw. mit deren Stimmen wäre 
das Schlimmste noch zu verhindern…

All dies zeigt, wie wenig konsistent die 
wohnungspolitischen Vorstellungen der 
Nostalgiker sind. Kommunales Wohnen 
für den schmalen Taler – eine grundsätz-
lich schöne Vorstellung, die auch wir uns 
wünschen würden. Nur haben wir den An-
stand, ordentlich zu rechnen und zu sagen: 
dies ist keine Aufgabe der Stadt, und erst 
recht ist sie nicht seriös finanzierbar. RRG 
gaukelt Dresden noch immer vor, es sei 
möglich, einen kommunalen Wohnungsbe-
stand für jedermann aufzubauen – und das 
zum Nulltarif. Die Wahrheit wird sein, dass 
sich Dresden mit dem linksgrünen „Jahr-
hundertprojekt“ massiv verheben wird, eine 
Verschuldung oder eine Vernachlässigung 
wichtiger kommunaler Aufgaben ist unaus-
weichlich. Dies können und werden wir als 
CDU-Fraktion nicht mittragen.



FStadträtin Annett Grundmann
E-Mail: grundmann@dresden-cdu.de

Feuerwehr, Rettungswache, Sanitätsdienst  
als wichtige Bausteine einer Gesellschaft 

Teil 1: Die Feuerwehr - Zwischen Ehren- und Hauptamt  
eine gemeinsame Basis finden

Manche Abende beeindrucken einen als 
Stadträtin besonders. Dies war am 8. April 
2016 im Stadtmuseum Dresden zur 25. Ver-
bandsversammlung des Stadtfeuerwehrver-
bandes Dresden e. V. und der Jahreshaupt-
versammlung der Freiwilligen Feuerwehr 
Dresden der Fall.

Im feierlichen Rahmen des Festsaals des 
Stadtmuseums Dresden fand diese außer-
gewöhnliche Doppelveranstaltung statt. 
Was nüchtern nach Grußworten und Re-
chenschafts- bzw. Kassenberichten mit Ent-
lastung und Neuwahlen klingt, wurde zu 
einer ganz außerzeichneten, lebendigen, 
herzlichen Veranstaltung. 

Bereits mit den ersten Worten der Be-
grüßung von Herrn Oberbürgermeister Dirk 
Hilbert, zeigt sich sehr deutlich, welch wich-
tige Grundlagen beide Feuerwehrverbände 

in der Landeshauptstadt Dresden bilden. Er 
bedankt sich außerordentlich für das täg-
liche Engagement jedes einzelnen Feuer-
wehrmanns, das Einbringen in die Kinder- 
und Jugendarbeit und vor allem dankt er 
auch dem Chef des Stadtfeuerverbandes 
Dresden e. V. Frieder Hofmann, der an die-
sem Abend sein wichtiges Amt würdevoll 
an einen Nachfolger weitergibt.

„Ein wichtiger Ausgangspunkt für die Ar-
beit ist vor allem auch die Ausstattung. Wir 
werden am Ball bleiben, um diese wesentli-
che Arbeitsgrundlage zu erhalten.“, so sagt 
Dirk Hilbert.

Im anschließenden Rechenschaftsbe-
richt, den Amtsleiter Herr Andreas Rüm-
pel vorstellt, wird es dann ebenfalls herz-
lich, unkonventionell und beinhaltend mit 
einem Dankeschön an die Stadträte und 

ihre unterstützende Arbeit: „Es ist sensa-
tionell, was der Stadtrat alles in den letz-
ten Jahren an finanziellen Mitteln zur Ver-
fügung gestellt hat. Allerdings war unsere 
Basis sehr schlecht gewesen, so dass es wei-
terer notwendiger Investitionen bedarf, wie 
z. B. ein Gerätehaus in Mobschatz.“

Mit Ehrfurcht und Respekt spricht Herr 
Rümpel von den gemeinsamen Anfängen 
zwischen dem Stadtfeuerwehrverband 
und der Freiwilligen Feuerwehr „Gemein-
same Ziele haben; das hat uns vereint.“. Er 
berichtet weiter über die aktuellen Zah-
len des alltäglichen Arbeitsgeschehens der 
Feuerwehren in Dresden. 28.762 Einsätze 
verschiedenster Art wurden im Jahr 2015 
durchgeführt. Wer jetzt aber denkt, dass 
dies „nur“ Brände waren, hat weit gefehlt 

– Brände, Technische Hilfsleistungen, Um-
weltschutzeinsätze, Notfallrettung und na-
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türlich auch der ein oder andere Fehlalarm. 
Das Aufgabengebiet ist vielfältig und her-
ausfordernd. Aus der Leidenschaft des Be-
richterstatters hört man aber vor allem eine 
Herzensangelegenheit heraus – die Jugend-
arbeit vor Ort in den 20 Jugendfeuerwehren. 
Insgesamt 305 Kinder und Jugendliche ge-
hen dieser interessanten und außergewöhn-
lichen Freizeitbeschäftigung nach.

Ein kleiner Ausblick auf die anstehen-
den Aufgaben in Bezug auf die Schaffung 
von erforderlichen Voraussetzungen für die 
Ausbildung von Notfallsanitätern rundete 
den Rechenschaftsbericht ab.

Worte der Ehrung für Herrn Frieder Hof-
mann gaben dem Abend neben den vielen 
Auszeichnungen bzw. den Anerkennungen 
der Leistungen der einzelnen Feuerwehr-
männer dann einen guten Abschluss. 

„Anstoß und Zurückholen bildet die Ver-
knüpfung zwischen Freiwilliger Feuerwehr 
und Stadtfeuerwehr. Es war keine gute Zu-
sammenarbeit, sondern eine weit darüber 
hinausgehende Zusammenarbeit - gegen-
seitige Motivation.“, führte allerdings der 

Chef des Stadtfeuerwehrverbandes Frie-
der Hofmann weiter aus.

Mit dem mahnenden Blick in die Aus-
bildung unserer Kinder und Jugendlichen 
weist er auf die oftmals fehlende finanzielle 
Förderung dieser Arbeit hin. Kleine wegwei-
sende Bausteine für unsere Zukunft wer-
den oft im Alltag zu wenig wahrgenommen 
oder vernachlässigt, wie u. a. eine noch in-
tensivere  Unterstützung auf die Jugend-
feuerwehr. Leider. Stolpersteine, die nicht 
immer nur bei Förderern oder Sponsoren 
liegen, sondern an Strukturen und gesetz-
lichen Bestimmungen, können nicht ausge-
räumt werden. 

Auch kommuniziert Frieder Hofmann 
ganz klar, wir sind EINE Feuerwehr. Die 
Feuerwehr ist ein starker fester Baum, z. 
B. wie eine Winterlinde und jeder im Raum 
scheint den Bezug selbstverständlich herzu-
stellen. Auch wenn der genannte Vergleich 
zwischen Feuerwehr und Baum mit dem Al-
ter einer Winterlinde von 300 Jahren nicht 
ganz dem wirklichen Alter dieser Bäume 
entspricht, welches bis maximal 1000 Jahre 
sein kann. 

Aufmerksam und hochachtungsvoll wird 
aber kein Bereich vergessen, jeder Bestand-
teil findet eine kleine Anmerkung. Es wird 

benannt, welch eine wichtige Rolle die 
Frauen in der Arbeit der Feuerwehr spielen 
und welche Ideen man für das Objekt Lou-
isenstraße entwickeln möchte. Feuerwehr-
arbeit richtig abbilden, heißt es – würde 
Dresden vielleicht ein Feuerwehrmuseum 
gut zu Gesicht stehen?!

Ein ganz besonderes Dankeschön kommt 
von Herrn Hofmann dann aber noch für die 
Unterstützung zur Durchführung des Flori-
anstags in Dresden. Dieser Dank geht ins-
besondere an Herrn Bürgermeister Detlef 
Sittel und den Amtsleiter Herrn Rümpel für 
ihren aktiven Beitrag dazu.

Mit der anschließenden Wahl wurde 
dann aber endgültig der Staffelstab nach 
13 Jahren an Herrn Klaus-Karsten Kirchhö-
fer weitergeben. 

Zum Schluss bleibt ein beeindruckender 
Abend mit vielen überraschenden und un-
erwarteten Eindrücken vieler verschiedener 
Menschen, einfach „Feuerwehrleute“ und 
der Aussage von Frieder Hofmann „Feuer-
wehrleute haben die friedlichste Uniform“. 
Unser Dank gilt also den Menschen, die 
jeden Tag für uns ihr Leben riskieren, nie 
ein besonderes Wort darüber verlieren zu 
scheinen außer den belegbaren Zahlen im 
Rechenschaftsbericht.


